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VON ELISABETH PRECHTL ●,, „In Österreich gilt bei allen Bestattungsformen die Sargpflicht: Nicht nur bei
Erd-, auch bei Feuerbestattungen wird ein Sarg benötigt.“

RECHTE & PFLICHTEN

de die Nutzung des Wanderweges
privatrechtlich (mittels Vertrag)
oder öffentlich-rechtlich einge-
räumt wird, steht dem Liegen-
schaftseigentümer des mit einer
Dienstbarkeit belasteten Grund-
stückes jederzeit das Recht zu, ei-
nen darüber führenden Weg ohne
Zustimmung des Berechtigten zu
verlegen,wennerdamiteinberech-
tigtes eigenes Interesse verfolgt
und der neue Weg dem Zweck der
Dienstbarkeit entspricht.

Die Ausübung der Dienstbarkeit
durch den Berechtigten darf da-
durch aber nicht ernstlich er-
schwert werden. Allerdings ist zu
beachten, dass die Verpflichtung
zur Erhaltung und zur Herstellung
des „Servitutsweges“ grundsätz-
lich den Berechtigten trifft. Inwie-
weit bzw. in welchemAusmaß den
Berechtigten tatsächlich eine Ver-
pflichtung zur Erhaltung des We-
ges (inklusive allfälliger Verkehrs-
sicherungspflichten) trifft, hängt
von der vertraglichen Ausgestal-
tung des Geh- und Fahrtrechtes
bzw. der Verfügungsmacht sowie
der Anzahl der Berechtigten ab.

Jeden ersten Freitag im Monat wird
eine aktuelle rechtliche Fragestel-
lung von der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer allgemein
verständlich und nachvollziehbar
beantwortet. Auch Sie sind eingela-
den, uns Fragen, die von allgemei-
nem Interesse sind, zu schicken.
Wir leiten diese dann gerne weiter.
Senden Sie uns Ihre E-Mail an:
wirtschaft@nachrichten.at

F ürdieHerstellungeinesWan-
derweges in Oberösterreich
ist das Oö. Straßengesetz

1991 einschlägig. DieWidmung als
Wanderweg hat durch Verordnung
der Gemeinde zu erfolgen. Dabei
zu berücksichtigen sind Aspekte
der Sicherheit undmögliche Beein-
trächtigungen der Nachbarn. In
diesem Verordnungserlassungs-
verfahren wird der Plan öffentlich
aufgelegt. Jedermann, der berech-
tigte Interessen glaubhaft macht,
kann schriftlich Einwendungen
und Anregungen einbringen. Ein
(durchsetzbares, subjektives)
Recht auf Errichtung einer Ab-
sturzsicherung besteht nicht.

Die Gemeinde ist zur Erhaltung
des Wanderweges zuständig. Ist
der Zustand des Wanderweges
mangelhaft (zum Beispiel, weil er
nicht entsprechend gesichert ist)
und entsteht dadurch jemandem
ein Schaden, kann die Gemeinde
bei Vorliegen vonweiterenVoraus-
setzungen dafür haftbar gemacht
werden.Obdie (Neu-)Errichtungei-
ner Absturzsicherung eine Erhal-
tungsmaßnahme darstellt und ob
der konkreteWanderweg ohne Ab-
sturzsicherung als mangelhaft zu
beurteilen wäre, hängt jedoch vom
Einzelfall ab.

Grundsätzlich kann ein Liegen-
schaftseigentümer sukzessive
mehreren Berechtigten ein Wege-
recht einräumen, wobei jeder Be-
rechtigteseinBenützungsrechtun-
ter Berücksichtung des Interesses
aller Beteiligten auszuüben hat.
Unabhängigdavon,obderGemein-

Geh- und Fahrtrecht: Gibt es ein
Recht auf Absturzsicherung?

DIE AKTUELLE RECHTSFRAGE
VON DER RECHTSANWALTSKAMMER

„Ich habe das uneingeschränkte Geh- und Fahrtrecht einer Damm-
krone, die Gemeinde will einen Wanderweg anlegen. Ich verlange
eine Absturzsicherung – habe ich ein Mitspracherecht?“, fragt Frau L.

?

t Gibt

Im See oder auf demKamin:
Wo Urnen ruhen dürfen
Eine letzte Ruhestätte außerhalb des Friedhofs ist möglich,
allerdings sind dafür einige Voraussetzungen einzuhalten
LINZ.Allerheiligen liegt hinter uns,
vieleMenschenhabendieFriedhö-
fe besucht, um ihrer verstorbenen
Angehörigen zu gedenken. Feuer-
bestattungen werden in Öster-
reich mehr: Aber muss eine Urne
ihre letzte Ruhestätte zwingend
auf einem Friedhof finden? Oder
darf sie an einem Ort, der dem
Verstorbenen viel bedeutet hat,
etwa auf einem Berg, in einem
Fluss oder im eigenen Garten, be-
stattet werden?

Die Antwort darauf hängt auch
davon ab, inwelchemBundesland
man sich befindet: Denn das Be-
stattungswesen ist in Österreich
Ländersache. In Oberösterreich
sind die Vorgaben im „OÖ Lei-
chenbestattungsgesetz“ geregelt.
„In Oberösterreich gibt es zwei
Möglichkeiten fürUrnen“, sagt Ly-
dia Kerbler. Sie ist Partner in der

Linzer Kanzlei SCWP. Die Urne
müsse entweder auf dem Fried-
hof, in einemUrnenhainbzw in ei-
ner -halle bestattet werden. „Oder
eine Bestattung findet außerhalb
statt. Dafür braucht es aber eine
Bewilligung der Gemeinde.“

Kapelle ja, Wohnzimmer nein
Voraussetzung dafür, dass diese
Bewilligung ausgestellt wird, ist,
dass die „pietät- und würdevolle
Behandlung“ der Asche gewähr-
leistet ist. „Es geht darum, ob der
Ort der Bestattung würdevoll und
fürDritte auchals solcher erkenn-
bar, also abgegrenzt, ist“, sagt
Kerbler. In einem Garten, in dem
dieKinderFußball spielen, seidies
wahrscheinlich nicht der Fall.
Heuer hat das oö. Landesverwal-
tungsgericht zudem entschieden,
dass eine Bestattung in einemver-

sperrtenKastennichtgeeignetsei.
Man müsse den gesamten Raum
in die Beurteilung miteinbezie-
hen. Hauskapellen, aber nicht
Wohn- oder Kellerräume würden
die Anforderungen erfüllen.

Eine Beisetzung in Gewässern
ist laut Kerbler in Österreich un-
zulässig: Die einzige Ausnahme
ist Niederösterreich. Auch das
Verstreuen der Asche ist nur in
vier Bundesländern unter be-
stimmten Voraussetzungen er-
laubt, in Oberösterreich verboten.

Darf eine Urne umgebettet wer-
den, etwa wenn die Angehörigen
verziehen? „Störung der Totenru-
he ist ein Straftatbestand, darauf
muss man achten“, sagt Kerbler.
Eine Möglichkeit sei, zu Lebzeiten
zu erklären, dass die eigene Urne
beim Umzug naher Angehöriger
umgebettet werden darf.

Wer sich für eine Erdbestattung entscheidet, muss in Österreich zwingend auf einem Friedhof ruhen. (Weihbold, SCWP)

„Der Ort der Urnenbestat-
tung muss würdevoll und
für Dritte auch erkennbar
sein. Ein Garten, in dem
Kinder spielen, ist wohl

nicht geeignet.“
❚ Lydia Kerbler, Partnerin bei SCWP

,,
FRIEDHOFS- UND SARGPFLICHT

wassers. Dies wird nicht mehr in
allen Ländern so streng gehand-
habt: So hat Bayern die Sarg-
pflicht im Vorjahr gelockert: Be-
stattungen nur in einem Lei-
chentuch sind aus „religiösen
und weltanschaulichen Grün-
den“ zulässig. Manche Religio-
nen, etwa der Islam, sehen vor,
dass ein Leichnam in ein weißes
Tuch gehüllt und ohne Sarg be-
erdigt wird. Das ist der Grund für
die Lockerungen.

Nicht bei Feuerbestattungen
(siehe oben), sehr wohl aber bei
Erdbestattungen besteht in Ös-
terreich der „Friedhofszwang“:
Wer sich nicht verbrennen lässt,
muss seine letzte Ruhestätte auf
einem Friedhof finden. „Und die
Bestattung muss auch zwin-
gend in einem Sarg stattfin-
den“, sagt Kerbler. Grund sei,
Nachteile für Umwelt, Leib und
Leben zu verhindern, also etwa
die Verschmutzung des Grund-

Isolierung war zulässig
Heimbewohner durfte 14 Tage nicht hinaus
WIEN. In einemAltenheim kann die
Einzelisolierung eines älteren Be-
wohners bis 14 Tage nach Auftre-
ten der letzten Symptome zulässig
sein: Das hat der Oberste Gerichts-
hof (OGH) kürzlich festgestellt
(70b 151/20m).

Der Mann, der schwer dement
ist, infizierte sich mit Corona. Das
Einhalten von Abstands- und Hy-
gieneregelnwar ihmnichtmöglich.
Obwohl sein Test negativ ausfiel,
musste er zwei Wochen in Quaran-
täne bleiben. Ein Verein, speziali-
siert auf Wahrung der Rechte von
Heimbewohnern, begehrte, die
Maßnahmen für unzulässig zu er-

klären. Laut OGH ist eine solche
Freiheitsbeschränkung zulässig,
wenn dadurch eine Gefahr für an-
dere abgewehrtwerden kann, Dau-
er sowie Intensität verhältnismä-
ßig und andere Maßnahmen keine
Option sind.

Alle diese Voraussetzungen la-
gen vor: DerMannbedurfte ständi-
ger Betreuung undwar nicht in der
Lage, einenMund-Nasen-Schutzzu
tragen bzw. zu seinen Mitbewoh-
nern Abstand zu halten. Das
Durchschnittsalter in dem Heim
lag bei 84 Jahren. Argumentiert
wurde auch, dass ein Test nur zu
32 bis 63 Prozent zuverlässig sei.
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